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Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordneten 

 

1. Der Entwurf der Richtlinie über Verbraucherrechte ist von der Rechtswissenschaft 

sehr kritisch aufgenommen worden. Es finden sich kaum uneingeschränkt 

zustimmende Stellungnahmen. Viele enthalten geradezu vernichtende Kritik. Aus 

Sicht der  Rechtswissenschaft stellen sich vor allem drei Probleme:  

• Etwas verstörend ist zunächst die Rechtstechnik. Der Entwurf enthält etliche 

handwerkliche Fehler.  

• Das größte Problem scheint zu sein, dass der Richtlinie eine unklare bis 

zerstörerische Wirkung außerhalb ihres eigentlichen Anwendungsbereichs, 

also im allgemeinen Vertragsrecht zugeschrieben wird.  

• Ein dritter Aspekt ist die Frage, in welchem Verhältnis das 

Verbraucherschutzniveau zum bisherigen Stand im Richtlinienrecht den 

Mitgliedstaaten steht und ob durch den Fortfall von Regelungsautonomie der 

Mitgliedstaaten Verbraucherschutzlücken drohen.  

Ich teile zwar viele Kritikpunkte. Meine Gesamtbewertung ist aber nicht ganz so 

kritisch. Ich glaube man kann den Entwurf retten und hier und da sogar einen 

gewissen Fortschritt erreichen. Ich bin allerdings weniger optimistisch als die 

Kommission, dass dieser Entwurf ein großer Wurf ist.   

 

2. Vielleicht ist es wichtig, noch einmal sehr deutlich zu sagen, warum man diese 

Richtlinie braucht. Im Rahmen eines größeren Forschungsprojekts haben wir 

untersucht, wie die vier Richtlinien, die hier zusammengelegt und in einigen Punkten 

geändert werden sollen, in den 27 Mitgliedstaaten umgesetzt sind. Dabei entsteht ein 

sehr buntscheckiges Bild, das noch viel dramatischer ist, als wir bisher dachten. Es 

stimmt, was schon seit längerer Zeit gesagt wird. Es ist unmöglich, mit einem einzigen 
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Geschäftsauftritt, also etwa einem E-Shop, in Europa, jedenfalls legal, an den Markt 

heranzutreten. Nach mehr als 20 Jahren Binnenmarktrechtssetzung durch die EG ist 

dies ein gewaltiger Fehlschlag. Deshalb ist es wirklich wichtig, dass etwas geschieht. 

Ich glaube, trotz aller Kritik die gleich folgt, dass dieser Richtlinienentwurf ein 

Schrittchen voran ermöglicht. Doch es muss – und kann – noch einiges getan werden. 

 

3. Nun etwas genauer zu den Problemen des Entwurfs: Zunächst finden sich schlichte 

handwerkliche Unklarheiten. Ein Beispiel ist der Verbraucherbegriff. Es gibt eine 

Entscheidung des Europäischen Gerichthofs, die für Verträge mit gemischter 

Zielsetzung angenommen hat, dass eine nicht nur geringfügige berufliche Nutzung die 

Verbrauchereigenschaft ausschließt. Die Entscheidung betrifft  also beispielsweise den 

häufigen Fall des Kaufs eines Autos für teilweise private, teilweise berufliche 

Nutzung, Diese Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs in der Rechtssache 

Gruber gilt jedoch nur für den Bereich des internationalen Zivilprozessrechts. Nun ist 

in ganz Europa umstritten, ob diese Rechtsprechung auch auf das materielle Recht, 

also etwa auf Verbrauchsgüterkaufverträge übertragbar ist. Die Auffassungen in den 

Mitgliedstaaten und die mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen sind insoweit 

unterschiedlich. Ein vom Rechtsausschuss dieses Hauses vor einiger Zeit vorgelegtes 

Arbeitspapier spricht sich für eine verbraucherfreundliche Lösung aus. Der von der 

Kommission vorgelegte Entwurf schweigt jedoch zu dieser Frage. Das Non-Paper der 

Kommission sagt im Ergebnis, sie solle den nationalen Gerichten überlassen bleiben. 

Natürlich kann ein Gesetzgeber entscheiden, diese Frage nicht zu entscheiden, aber 

damit wird die Gelegenheit verpasst, eine in ganz Europa verbreitete Unsicherheit 

über den Verbraucherbegriff und damit die Reichweite des europäischen 

Verbraucherrechts zu beseitigen. Ähnlich liegt es beim Begriff des 

Gewerbetreibenden. Die mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen sind uneins darüber, ob 

auch nichtkommerzielle Aktivitäten, also auf Einnahmen zielende Tätigkeiten, die 

aber nicht Gewinn abwerfen sollen, unter diesen Begriff fallen. Dies kann etwa für 

staatliches Handeln oder für Wohltätigkeitsverkäufe, aber auch im Bereich 

unprofitabler Hobbys wichtig werde. Ein bekanntes Beispiel ist das Massenphänomen 

der Hobby-Pferdezüchter, die etliche Pferde pro Jahr verkaufen, aber keinen Gewinn 

anstreben. Ob ein Käufer, der so ein Pferd kauft, als Verbraucher geschützt sein soll, 

lässt der derzeitige Entwurf trotz der unterschiedlichen Rechtslage in den 

Mitgliedstaaten offen. Diese Beispiele ließen sich fortsetzen.  
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4. Ich will auch nicht in den Chor derjenigen einstimmen, die einzelne absurde Regeln 

im Entwurf zum Anlass nehmen, ihn ganz zu verwerfen. Dennoch: Eben, als ich hier 

her kam, wollte mir jemand einen Luftballon auf der Straße verkaufen. Wenn ich den 

Entwurf richtig verstehe, wäre nach ihm für diesen Luftballonverkauf auf der Straße 

ein schriftliches Formular auszufüllen gewesen. Hier ist sicher Reparaturbedarf, der 

wohl am einfachsten durch eine generelle Ausnahme für geringwertige Geschäfte zu 

erledigen wäre. 

 

5. Im Vordergrund vieler Diskussion um den Entwurf stehen die möglichen Änderungen 

des Verbraucherschutzniveaus. Ich will nichts verharmlosen, aber es ist wichtig zu 

sehen, dass die Liste der Punkte, an denen es substantielle Abweichungen entweder 

vom bisherigen Richtlinienrecht oder vom Verbraucherschutzniveau der 

Mitgliedstaaten gibt, relativ kurz ist. Das soll nicht heißen, dass diese Abweichungen 

unbedeutend sind, aber es sind wenige Punkte, die sich relativ leicht abarbeiten lassen 

müssten. Wichtige Beispiele sind Fristen für die Geltendmachung von 

Verbraucherrechten oder die Frage, ob bei einem Kaufvertrag der Käufer einer 

mangelhaften Sache erst dem Verkäufer die Chance geben muss, den Mangel durch 

Reparatur oder Ersatzlieferung zu beseitigen – und wer entscheidet, ob dieser Mangel 

durch Reparatur oder durch Ersatzlieferung beseitigt werden soll. Aus deutscher Sicht 

droht eine abweichende Behandlung von ebay-Verkäufen durch Unternehmer an 

Verbraucher, bei denen nach dem Entwurf, anders als in Deutschland – kein 

Widerrufsrecht besteht. Es kommt hier gar nicht so sehr darauf an, welches 

Verbraucherschutzniveau ich für angemessen halte. Dies sind politische Fragen, die 

relativ leicht zu entscheiden sein dürften. Ich habe vollstes Vertrauen, dass der Prozess 

des politischen Aushandelns zu einigermaßen sinnvollen Ergebnissen führen wird. 

 

6. Dramatischer aus der Sicht der Rechtswissenschaft sind die sog. side-effects, also 

Nebenwirkungen des Entwurfs auf das allgemeine Vertrags- und Kaufrecht. Dazu 

arbeite ich derzeit an einer Studie für den Rechtsausschuss dieses Hauses, die noch 

nicht abgeschlossen ist. Zur Veranschaulichung auch hier ein Beispiel: In England 

scheint es so zu sein, dass die Rechte (u.a.) eines Käufers wegen eines Mangels der 

Kaufsache in 6 Jahren verjähren (in Schottland in 5 Jahren). Der hier debattierte 

Entwurf würde dazu führen, dass in England bei einem Verbrauchsgüterkauf die 
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Rechte des Verbrauchers wegen eines Mangels nach nur 2 Jahren verjähren, für einen 

Kauf unter Gewerbetreibenden es aber bei der 6jährigen Frist bleibt. Damit würde eine 

groteske Situation eintreten, weil dann ein Gewerbetreibender besser stünde als ein 

Verbraucher. Der Vergleich ist freilich ein kleines bisschen schief, weil ja 

Verbraucherrecht nach der Richtlinie zwingend ist, wohingegen unter Unternehmern 

grundsätzlich etwas Abweichendes vereinbart werden kann. Dennoch: Es entsteht ein 

immenser Druck auf die Mitgliedstaaten, auch das für den unternehmerischen Verkehr 

geltende Recht nach dem Vorbild des Verbraucherrechts zu ändern.  

 

7. Was aus alledem folgt, lässt sich in zwei Schritten zusammenfassen, und zwar 

zunächst für die Weiterarbeit am vorliegenden Entwurf und dann für die weiteren 

Schritte hin zu einem entscheidend verbesserten Verbraucherbinnenmarkt. Der 

vorliegende Entwurf ist bei weitem nicht verabschiedungsreif. Er muss Artikel für 

Artikel durchgegangen werden, um die zahlreichen Problempunkte zu beseitigen. Das 

Non-Paper der Kommission enthält etliche Ansätze, die in die richtige Richtung 

weisen. Häufig bedarf es freilich einer Klarstellung im Text der Richtlinie auch dort, 

wo das Non-Paper dies nicht für erforderlich hält. Insbesondere muss an der 

Vollharmonisierungsklausel gearbeitet werden, um durch individuelle und flexible 

Lösungen die disintegrierende Wirkung auf die mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen 

abzuschwächen. Es ist jedoch möglich, aus dieser Richtlinie etwas zu machen. Sie 

könnte insbesondere in Richtung auf eine horizontale Richtlinie fortentwickelt 

werden, die einen gemeinsamen Bestand an Definitionen und Normen des gesamten 

europäischen Verbraucherrechts (und nicht nur von vier Richtlinien) regelt. Der 

Entwurf verdient – mit diesen Vorbehalten – deshalb Unterstützung.  

 

8. Wichtig ist jedoch, jetzt schon zu sehen, was nach der Verabschiedung geschehen 

muss. Denn die Richtlinie wird ihre Ziele nur zum Teil erreichen – und zwar auf den 

Gebieten, in denen sie einigermaßen vollständig in sich geschlossene 

Regelungsbereiche voll harmonisiert. Das sind vor allem der Teil über das 

Widerrufsrecht und die speziellen Informationspflichten bei Haustür- und 

Fernabsatzgeschäften. Dort wo die Richtlinie nur punktuell einige Regelungen 

harmonisiert, also vor allem im Kaufrecht, wird sie etwas helfen, einige 

Abweichungen zwischen den mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen zu beseitigen. Sie 

wird aber auf diesem Gebiet keine oder nur geringe Verbesserungen des 
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Binnenmarktes mit sich bringen, vielmehr Widersprüche in das allgemeine 

Vertragsrecht der Mitgliedstaaten hineintragen und – hier und da – etwas am 

Verbraucherschutzniveau ändern.  

 

9. Der eingeschlagene Weg einer „gezielten vollständigen Harmonisierung“, also einer in 

Wahrheit punktuellen und unvollständigen Vollharmonisierung durch eine Richtlinie 

ist ein Irrweg. Wenn feststeht, dass eine Richtlinie erlassen werden soll, gibt es 

grundsätzlich nur die Möglichkeiten, entweder bei der Minimumharmonisierung zu 

bleiben oder aber blockweise in sich geschlossenen Regelungsgebiete (wie das z.B. 

Verbrauchsgüterkaufrecht) umfassend zu harmonisieren. Die Kommission war mithin 

entweder zu tapfer, in dem sie überhaupt in diesem Bereich zur Vollharmonisierung 

übergegangen ist, oder nicht tapfer genug, weil sie nicht weit genug gegangen ist.  

 

10. Nicht lösen wird die Richtlinie das Grundproblem, dass zum Beispiel ein Internetshop, 

der sich (auch) an Verbraucher richtet, nicht für das gesamte Gebiet der EU einheitlich 

gestaltet werden kann. Da dies unerträglich ist, wird der Rechtsangleichungsdruck 

anhalten. Die Kommission muss weitere Schritte vorschlagen. Doch schon dieser 

Richtlinienvorschlag zeigt, dass das, was man durch Richtlinien überhaupt erreichen 

kann, ohne die mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen zu ersticken, ausgereizt ist. 

  

11. Ich setze große Hoffnung auf den inzwischen erkannten alternativen, sanfteren Weg: 

das Optionale Instrument. Im Entwurf für das Stockholm-Programm ist erstmals seit 

längerem wieder von der Möglichkeit eines sog. Optionalen Instruments die Rede. Ein 

Optionales Instrument würde die mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen nicht 

harmonisieren, sondern neben diese treten. Ein Optionales Instrument wäre eine 

europäische Rechtsordnung, zugeschnitten, auf die Bedürfnisse des Binnenmarkts. 

Unternehmen, die grenzüberschreitend anbieten wollen, könnten frei wählen, ob sie 

ihr Geschäft nach den – vielen – anwendbaren nationalen Rechtsordnungen oder nach 

der europäischen ausrichten wollen. Der riesige Vorteil wäre, dass die Mitgliedstaaten 

frei bleiben, ihr Recht, dass dann in aller Regel für Inlandsgeschäfte anwendbar bliebe, 

auszugestalten. Gleichzeitig könnte der europäische Gesetzgeber viel unabhängiger 

eine europäische Rechtsordnung entwickeln. 
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12. Jetzt, zu Beginn der Amtszeit von Parlament und bald auch Kommission, ist die 

Chance, politische Führung zu übernehmen. Das Parlament hat die Chance, der 

Kommission deutlich zu machen, dass ein „Weiter-So“ nicht im Sinne der Bürger, der 

Mitgliedstaaten und der Union ist. Die nun vorliegende Richtlinie bietet die Chance 

für einen Richtungswechsel, also insbesondere die Kommission aufzufordern, die 

notwendigen weiteren Schritte nicht weiter durch Richtlinien zu betreiben, sondern 

den Entwurf eines europäischen optionalen Instruments vorzulegen. Ich bin gespannt, 

ob Sie diese Chance ergreifen.  


